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BUNDESGERICHTSHOF 
 
 

BESCHLUSS 
IV ZB 26/22  

vom 

11. Oktober 2023 

in der Notarkostensache 
 
 
 

Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja 

GNotKG § 86, § 102 Abs. 1 Satz 1, 2, Abs. 4, § 109 Abs. 1  

Der Geschäftswert für die Beurkundung eines Pflichtteilsverzichtsvertra-

ges gegenüber dem Erstversterbenden von zwei Erblassern (hier: Kinder 

im Verhältnis zu ihren Eltern) bemisst sich nach dem Vermögen beider 

Erblasser (§ 86 Abs. 1 und 2, § 102 Abs. 4 i.V.m. Abs. 1 Satz 1 und 2, 

§ 109 Abs. 1 GNotKG). 

BGH, Beschluss vom 11. Oktober 2023 - IV ZB 26/22 - OLG München 
    LG München I 
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch den Vorsitzenden Rich-

ter Prof. Dr. Karczewski, die Richterinnen Dr. Brockmöller, Dr. Bußmann, die 

Richter Dr. Götz und Piontek 

 
am 11. Oktober 2023 
 

beschlossen: 

 

Auf die Rechtsbeschwerde des Kostengläubigers wird der 

Beschluss des Oberlandesgerichts München - 32. Zivilse-

nat - vom 17. Oktober 2022 aufgehoben. 

 

Die Beschwerde des Kostengläubigers gegen den Be-

schluss des Landgerichts München I - 13. Zivilkammer - 

vom 10. August 2022 wird zurückgewiesen. 

 

Der Kostengläubiger trägt die Gerichtskosten des Be-

schwerdeverfahrens. 

 

Die Entscheidung im Rechtsbeschwerdeverfahren ergeht 

gerichtskostenfrei. 

 

 

 

Gründe: 

 

 I. Der Kostengläubiger (im Folgenden: Notar) beurkundete am 

10. Mai 2017 einen Pflichtteilsverzicht der Kinder der Kostenschuldner. 

Diese verzichteten gegenüber dem Erstversterbenden ihrer Eltern auf ihr 
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Pflichtteilsrecht einschließlich Pflichtteilsergänzungsansprüchen aus-

schließlich zugunsten des länger lebenden Elternteils; der Verzicht wurde 

angenommen. 

 

 In seiner Kostenrechnung vom 10. Mai 2017 über 437,09 € erhob 

der Notar die Gebühren für die Beurkundung und den Vollzug des Ge-

schäfts aus einem Geschäftswert von 36.250 €, dem das Vermögen nur 

eines Elternteils zugrunde lag. Die Notarkasse vertrat die Auffassung, 

dass für den Wert des Pflichtteilsverzichts das Vermögen beider Eltern-

teile zu berücksichtigen sei.  

 

 Auf Anweisung der Präsidentin des Landgerichts hat der Notar eine 

gerichtliche Entscheidung über die Kostenberechnung verlangt. Das Land-

gericht hat mit Beschluss vom 10. August 2022 die Kostenrechnung da-

hingehend abgeändert, dass sich der Rechnungsbetrag aus einem Ge-

schäftswert von 72.500 € auf 657,24 € beläuft. Auf die hiergegen gerich-

tete Beschwerde des Notars hat das Oberlandesgericht den Beschluss 

des Landgerichts aufgehoben und die Kostenrechnung bestätigt.  

 

 Dagegen richtet sich die auf Anweisung der Präsidentin des Land-

gerichts erhobene Rechtsbeschwerde des Notars.  

 

 

 II. Die Rechtsbeschwerde hat Erfolg.  

 

 1. Das Beschwerdegericht ist der Ansicht, dass sich der Geschäfts-

wert bei einem Pflichtteilsverzicht gegenüber dem erstversterbenden 

Elternteil nach dem Reinvermögen nur eines Elternteils bestimme. Selbst 
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wenn man nach materiellem Recht von zwei bedingten Verzichten aus-

gehe, solle jedoch nur einer der beiden Verzichte wirksam werden. Letzt-

lich verzichteten die Kinder nur auf ein Pflichtteilsrecht. 

 

 2. Das hält rechtlicher Nachprüfung nicht stand. 

 

 a) Der Geschäftswert für die Beurkundung eines Pflichtteilsver-

zichtsvertrages entspricht nach § 102 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1, Abs. 1 

GNotKG dem Pflichtteilsbruchteil am (modifizierten) Reinvermögen des 

Erblassers. Die Frage, wie sich der Geschäftswert bei einem Pflichtteils-

verzicht gegenüber dem Erstversterbenden von zwei Erblassern bemisst, 

ist umstritten. 

 

 aa) Nach einer Auffassung ist das Vermögen beider Erblasser zu-

grunde zu legen (vgl. OLG Düsseldorf JurBüro 2019, 35 [juris Rn. 7]; LG 

Arnsberg ZEV 2022, 604 Rn. 6; BeckOK-KostR/Felix, § 102 GNotKG 

Rn. 36 [Stand: 1. Juli 2023]; Krause in Fackelmann/Heinemann, GNotKG 

§ 102 Rn. 39; Korintenberg/Tiedtke, GNotKG 22. Aufl. § 102 Rn. 82; 

Hoppe/Krause in Schneider/Volpert/Fölsch, Gesamtes Kostenrecht 

3. Aufl. § 102 GNotKG Rn. 32; Toussaint/Uhl, Kostenrecht 53. Aufl. § 102 

GNotKG Rn. 15; Schulz/Moderegger in Dauner-Lieb/Grziwotz, Pflichtteils-

recht 3. Aufl. Gebührenrecht und Gerichtskosten Rn. 102; Notarkasse, 

Streifzug durch das GNotKG 13. Aufl. Rn. 998). Es handele sich um zwei 

selbständige Pflichtteilsverzichtsverträge mit beiden Erblassern. Diese 

seien zwar auflösend bedingt, aber bedingte Verträge seien kostenrecht-

lich wie unbedingt abgeschlossene zu bewerten.  

 

 bb) Nach anderer Ansicht ist nur der Wert des Vermögens eines 

Erblassers zu berücksichtigen (vgl. Bormann in Bormann/Diehn/Sommer-

feldt, GNotKG 4. Aufl. § 102 Rn. 35; Zimmer in Renner/Otto/Heinze, 
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Leipziger Gerichts-und Notarkosten-Kommentar 3. Aufl. § 102 Rn. 26; 

Ländernotarkasse, Leipziger Kostenspiegel 3. Aufl. Rn. 19.180; Rohs/ 

Wedewer/Waldner, GNotKG § 102 Rn. 25 [Stand: Juli 2023]; ders., ZEV 

2022, 606; Otto, NotBZ 2019, 220, 221). Da von vornherein feststehe, 

dass die Bedingung eintreten werde und nur ein Pflichtteilsverzicht wirk-

sam werden könne, sei auch nur dieser eine Verzicht für den Geschäfts-

wert maßgebend. 

 

 b) Die erstgenannte Ansicht trifft zu. Der Geschäftswert der Beur-

kundung eines Pflichtteilsverzichts gegenüber dem Erstversterbenden von 

zwei Erblassern entspricht dem addierten Wert beider Pflichtteilsverzichts-

verträge. 

 

 aa) Nach § 86 Abs. 1 GNotKG ist der Beurkundungsgegenstand das 

Rechtsverhältnis, auf das sich die Erklärungen beziehen. Mehrere Rechts-

verhältnisse sind gemäß § 86 Abs. 2 GNotKG verschiedene Beurkun-

dungsgegenstände, deren Werte - vorbehaltlich der Ausnahmeregelung in 

§ 109 GNotKG - nach § 35 Abs. 1 Halbsatz 1 GNotKG zusammenzurech-

nen sind. Nach dem Grundsatz des § 86 GNotKG ist daher jedes Rechts-

verhältnis als eigenständiger Gegenstand zu behandeln und zu bewerten 

(vgl. BGH, Beschluss vom 26. Januar 2023 - III ZB 9/22, NZG 2023, 521 

Rn. 9).  

 

 Bei den hier beurkundeten Pflichtteilsverzichtsverträgen handelt es 

sich in diesem Sinne um mehrere Beurkundungsgegenstände, da sie sich 

auf mehrere Rechtsverhältnisse, die Pflichtteilsrechte der Kinder nach bei-

den Elternteilen, beziehen. Die Pflichtteilsverzichte sind durch den Tod 

des jeweils anderen Erblassers auflösend bedingt. Das Beschwerdege-

richt ist jedoch zu Unrecht davon ausgegangen, dass deswegen nur einer 

der beiden Verzichte wirksam werde und die Kinder letztlich nur auf ein 
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Pflichtteilsrecht verzichteten. Das Pflichtteilsrecht als durch die Beurkun-

dung gestaltetes Rechtsverhältnis ist nicht der zukünftige Pflichtteilsan-

spruch auf Zahlung gegen den Erben, der erst mit dem Erbfall gemäß 

§ 2317 Abs. 1 BGB entsteht. Pflichtteilsrecht und Pflichtteilsanspruch sind 

voneinander zu unterscheiden (vgl. Senatsurteil vom 13. November 1996 

- IV ZR 62/96, BGHZ 134, 60, 64 [juris Rn. 15]). Der Pflichtteilsverzicht 

gemäß § 2346 Abs. 2 BGB ist ein Rechtsgeschäft, das seinem Gegen-

stand und seiner Eigenart nach nur mit dem Erblasser zu dessen Lebzei-

ten abgeschlossen werden kann (vgl. Senatsurteil vom 13.  November 

1996 aaO S. 65 [juris Rn. 16]), und erfasst daher allein das Pflichtteils-

recht.  

 

 Das Pflichtteilsrecht ist ein Rechtsverhältnis, das schon zu Lebzei-

ten des Erblassers besteht, rechtliche Wirkungen äußert und gerichtlich 

festgestellt werden kann (vgl. Senatsurteil vom 10. März 2004 - IV ZR 

123/03, BGHZ 158, 226, 227 [juris Rn. 7] m.w.N.). Die Verzichtsverträge 

mit beiden Elternteilen haben daher von der Beurkundung an rechtliche 

Wirkungen für mehrere Rechtsverhältnisse, die sich nicht darin erschöp-

fen, dass zukünftig nur einer der Pflichtteilsansprüche nicht entstehen 

wird. Verträge unter den künftigen gesetzlichen Erben über den Pflichtteil 

eines von ihnen im Sinne von § 311b Abs. 5 BGB hätten die Veränderung 

dieser Rechtsverhältnisse zu berücksichtigen. Für die künft igen Erblasser 

bedeutet die Beurkundung, dass von ihren letztwilligen Verfügungen ab-

hängt, ob die vereinbarten Pflichtteilsverzichte wirken oder nicht, da der 

Verzicht nur zugunsten des anderen Elternteils erklärt wurde. Die Wirkung 

der Verzichtsverträge erschöpft sich daher nicht darin, nur einen der künf-

tigen Pflichtteilsansprüche am Entstehen zu hindern. Die auflösende Be-

dingung wird zwar für einen der Verzichtsverträge sicher eintreten, aber 

zur Zeit der Beurkundung, auf die es für den Geschäftswert ankommt, hat 
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dies noch keine Bedeutung für die Umgestaltung der Rechtsverhältnisse 

mit beiden Erblassern. 

 

 bb) Entgegen der Ansicht des Beschwerdegerichts kann hier nicht 

deswegen nur ein Beurkundungsgegenstand angenommen werden, weil 

eine Vereinbarung des Verzichts nach dem Erstversterbenden nur durch 

die Erklärung gegenüber beiden Eltern erreicht werden kann und die 

erforderlichen Willenserklärungen so miteinander verknüpft werden. Die 

Fälle, in denen mehrere Rechtsverhältnisse in einer Urkunde ausnahms-

weise wie ein Beurkundungsgegenstand zu behandeln sind, sind in §  109 

GNotKG geregelt. Während § 109 Abs. 2 GNotKG einen abschließenden 

und hier nicht einschlägigen Katalog der Geschäfte enthält, für die das 

Gesetz Gegenstandsgleichheit anordnet, erfasst § 109 Abs. 1 GNotKG 

Rechtsverhältnisse, die zueinander in einem Abhängigkeitsverhältnis 

stehen. Ein solches Abhängigkeitsverhältnis liegt nur vor, wenn das 

andere Rechtsverhältnis der Erfüllung, Sicherung oder sonstigen Durch-

führung des einen Rechtsverhältnisses dient (§ 109 Abs. 1 Satz 2 

GNotKG). Die Regelung zeigt, dass eine Wertaddition nur dann unterblei-

ben soll, wenn weitere Rechtsverhältnisse in Abhängigkeit zu einem 

(Haupt-)Rechtsverhältnis stehen (vgl. BT-Drucks. 17/11471, S. 186); das 

ist hier nicht der Fall. Zudem soll ein unmittelbares Abhängigkeitsverhält-

nis nicht schon dann vorliegen, wenn die Beurkundung des weiteren 

Rechtsverhältnisses ohne die Beurkundung des vorherrschenden Rechts-

verhältnisses unterblieben wäre oder selbständig keinen Sinn hätte  (vgl. 

BT-Drucks. 17/11471 aaO). 

 

 cc) Die daraus folgende Addition der Werte beider Pflichtteilsver-

zichtsverträge steht im Einklang mit den Zwecken des Notarkostenrechts. 

Während das Wertgebührensystem als solches sicherstellt, dass der Ein-

zelne Gebühren nur entsprechend seiner Leistungsfähigkeit zu bezahlen 
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hat, was sich am wirtschaftlichen Wert des einzelnen Geschäfts bemisst 

(vgl. BT-Drucks. 17/11471, S. 136), gehört zu den weiteren Zielen des 

Notarkostenrechts die Gewährleistung leistungsgerechter Gebühren (vgl. 

Senatsbeschluss vom 9. September 2020 - IV ZB 9/20, FamRZ 2020, 

1937 Rn. 23; BT-Drucks. 17/11471, S. 139). Mit seiner gesamten Struktur 

will das Gerichts- und Notarkostengesetz einen Zusammenhang zwischen 

Aufwand des Notars und Höhe der Gebühren herstellen (Senatsbeschluss 

vom 9. September 2020 aaO). Bei der Beurkundung der Pflichtteilsver-

zichtsverträge mit zwei Erblassern hat der Notar seine Tätigkeit auch auf 

die Pflichtteilsrechte nach beiden Erblassern zu erstrecken. Dieser Auf-

wand ist unabhängig davon, ob die Verzichtsverträge auflösend bedingt 

sind oder nicht.  

 

 c) Entgegen der Ansicht des Kostengläubigers sind die Gegen-

standswerte der Pflichtteilsverzichtsverträge nicht insgesamt herabzuset-

zen, indem die für den Pflichtteilsverzicht geltende Wertvorschrift des 

§ 102 Abs. 4, Abs. 1 GNotKG unangewendet bleibt und stattdessen der 

Geschäftswert gemäß § 36 Abs. 1 GNotKG nach billigem Ermessen be-

stimmt wird. Eine teleologische Reduktion des § 102 Abs. 4, Abs. 1 

GNotKG für den Pflichtteilsverzicht nach dem Erstversterbenden kommt 

nicht in Betracht. Es fehlen Anhaltspunkte für eine verdeckte 

Regelungslücke im Sinne einer planwidrigen Unvollständigkeit des Geset-

zes (vgl. Senatsurteil vom 25. Januar 2023 - IV ZR 133/21, VersR 2023, 

373 Rn. 27 m.w.N.). Der Gesetzgeber hat bei der Einführung des § 102 

GNotKG ausdrücklich eine ergänzende Anwendbarkeit von § 36 GNotKG 

nur für solche erbrechtlichen Angelegenheiten vorgesehen, in denen nicht 

über den Nachlass oder einen Bruchteil davon - bzw. gemäß § 102 Abs. 4 

Satz 2 GNotKG über das Pflichtteilsrecht - verfügt wird, sondern sonstige 

Beurkundungen wie beispielsweise die isolierte Anordnung einer Testa-

mentsvollstreckung erfolgen (vgl. BT-Drucks. 17/11471, S. 182). Es ist 
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nicht ersichtlich, dass der Gesetzgeber daneben für bestimmte Konstella-

tionen des Pflichtteilsverzichts noch Ausnahmen von der notwendiger-

weise typisierenden und generalisierenden Wertvorschrift hätte machen 

wollen.  

 

 

 III. Die Gerichtskosten des erfolglosen Beschwerdeverfahrens 

waren dem Notar gemäß § 130 Abs. 3 Satz 1 GNotKG i.V.m. § 84 FamFG 

aufzuerlegen. § 130 Abs. 2 Satz 3 GNotKG ist nicht anwendbar, da der 

Notar die Beschwerde nicht auf Anweisung der vorgesetzten Dienstbe-

hörde eingelegt hat. Eine Anordnung der Erstattung außergerichtlicher 

Kosten der weiteren Beteiligten war nicht veranlasst, da die Einlegung der 

Beschwerde auch ihren Interessen entsprach. 
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 Es widerspräche der Billigkeit gemäß § 130 Abs. 3 Satz 1 GNotKG 

i.V.m. § 81 FamFG, den Kostenschuldnern die Kosten des Rechtsbe-

schwerdeverfahrens aufzuerlegen, da sie weder einen Antrag gestellt 

noch das Verfahren veranlasst haben.  

 

 

Prof. Dr. Karczewski Dr. Brockmöller Dr. Bußmann 

 

 Dr. Götz Piontek 

Vorinstanzen: 

LG München I, Entscheidung vom 10.08.2022 - 13 OH 8799/21 -  

OLG München, Entscheidung vom 17.10.2022 - 32 Wx 411/22 Kost -  
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